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I. Die Rechtsquellen (ASiG, ArbSchG etc.)
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Einführung 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Deutschland

I. Die Rechtsquellen (ASiG, ArbSchG etc.)

1. Eine Übersicht

Vor dem Einstieg in die einzelnen Rechtsgebiete soll hier ein Überblick über 
das Rechtssystem und die außerbetrieblichen Akteure im deutschen Arbeits- 
und Gesundheitsschutz gegeben werden. Dabei hilft zunächst die Übersicht 
über die Hierarchie von Gesetzen, Verordnungen, Regeln usw., die inzwi-
schen standardgemäß im Arbeitsschutz eingesetzt wird.

Abb. 1: Die Rechtshierarchie im Arbeitsschutz 

Aus Europas Richtlinien kommen die Impulse, die auch den deutschen Ar-
beitsschutz ausrichten. Die Richtlinien müssen von den EU-Mitgliedsstaaten 
umgesetzt werden. Die EU hat schon in den 80er Jahren einen Richtungs-
wechsel eingeleitet, hin zu einer umfassenden Gefährdungsbeurteilung, die 
auch sogenannte „weiche“ Faktoren, also Fragen der Arbeitsorganisation und 
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der psychischen Belastung, berücksichtigt. Diese Entwicklung ist noch nicht 
überall in der betrieblichen Praxis angekommen.

Im Jahr 2017 wurde eine europäische Initiative gestartet, die sechs der ar-
beitsschutzrelevanten EU Richtlinien auf den Prüfstand stellen wird, ob sie 
für kleine und mittlere Unternehmen geeignet sind oder zum Beispiel auf-
grund der Digitalisierung verändert werden müssen. Es handelt sich zum Bei-
spiel um die Arbeitsstättenrichtlinie und die Richtlinie zu Bildschirmarbeit, 
die unter anderem in Hinsicht auf mobile Arbeit aktualisiert werden sollen. 

Cwh"fgt" tgejvnkej"xgtràkejvgpfgp."qdgtgp"Gdgpg" kuv" kp"fgt"Dwpfgutgrwdnkk 
Deutschland im Arbeitsschutz zunächst das Grundgesetz handlungsleitend 
bspw. mit dem Recht auf körperliche Unversehrtheit. Der Arbeitsschutz wird 
fachlich ausgestaltet durch die Bundesregierung, die Gesetze, wie das Ar-
beitsschutz-, das Arbeitssicherheitsgesetz oder auch die Sozialgesetzbücher 
verabschiedet. Verordnungen des Bundes, wie die Arbeitsstättenverordnung, 
die Lärm- und Vibrationsschutzverordnung, die Gefahrstoffverordnung etc. 
ergänzen und konkretisieren die Vorgaben der Gesetze und haben selbst Ge-
setzesrang.

Unfallverhütungsvorschriften werden von der gesetzlichen Unfallversiche-
rung erlassen, die als Körperschaften des öffentlichen Rechts auch Recht 
setzen dürfen. Sie heißen nun alle DGUV Vorschriften, da sie vereinheitlicht 
werden und vom Spitzenverband der gesetzlichen Unfallversicherung, der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) herausgegeben werden. 

Tarifverträge, die durch die Sozialpartner verhandelt werden, sind ebenfalls 
rechtlich bindend und behandeln zunehmend Themen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes. Seitens der Tarifparteien werden immer öfter Gesund-
heitsthemen in die Tarifverträge aufgenommen, seien es Themen des de-
oqitcÞuejgp"Ycpfgnu" *¦0D0" Pcjxgtmgjt" qfgt" Fgwvuejg" Dcjp+" qfgt" cwej"
betriebliche Organisation von Gesundheitsförderlichen Maßnahmen (wie im 
TV Sozial- und Erziehungsdienste) oder auch Arbeitszeitthemen, wie im TV 
Ärzte. 

Wpvgtjcnd" fgu"Ngxgnu" fgt"Xqtuejtkhvgp"okv"Igugv¦gutcpi"Þpfgp" ukej"Vgej-
nische Regeln zur Ausgestaltung des staatlichen Rechts, das sind z.B. für 
die Arbeitsstättenverordnung die Arbeitsstättenregeln ASR, für die Betriebs-
sicherheitsverordnung die Technischen Regeln für Betriebssicherheit TRBS, 
usw.1 

Das Vorschriftenwerk der gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossen-
schaften und öffentliche Unfallkassen) wird unterhalb der rechtsverbindli-
chen Unfallverhütungsvorschriften von sog. DGUV-Regeln, neuerdings auch 
in der Form von Branchenregeln und DGUV-Informationen untersetzt. 

1 Diese werden auf der Seite www.baua.de themenbezogen zur Verfügung gestellt.
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Diese Technischen und DGUV Regeln fassen für ihren Anwendungsbereich die 
„gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse“ zusammen, beschreiben 
fgp"cmvwgnngp"äUvcpf"xqp"Ykuugpuejchv"wpf"VgejpkmÑ"wpf"gtn“wvgtp"wpf"mqpmtg-
tisieren die Vorschriften. Die DGUV Informationen sind Handlungshilfen, die 
die betriebliche Umsetzung der Vorschriften und Regeln anschaulich machen 
und erleichtern. Sie bieten gute Hinweise und Lösungsansätze für die Praxis.

Handlungsanleitungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits -
medizin (BAUA) oder die Empfehlung der Gemeinsamen Deutschen Ar-
beitsschutzstrategie (GDA) konkretisieren ebenfalls die Gesetze, z.B. Fragen 
rund um die Gefährdungsbeurteilung. 

Auf dieser Ebene unterhalb der Gesetzlichen Vorschriften sind auch ande-
rg."pkejvuvccvnkejg"Qticpkucvkqpgp."ykg"¦0D0"Pqtowpiukpuvkvwvkqpgp"cmvkx0"Ukg"
spielen bei der Ausgestaltung und Konkretisierung der Regelwerke und bei 
der technischen Harmonisierung eine wichtige Rolle, insbesondere im Be-
reich der Bau- und Ausrüstungsvorschriften von technischen Arbeitsmitteln 
wie Maschinen, Geräten und persönlichen Schutzausrüstungen.2

2. Die wichtigsten Gesetze

Der deutsche Arbeitsschutz hat sich in den letzten zwanzig Jahren stark 
gewandelt. Dies begann mit dem Arbeitsschutzgesetz, das die EU-Rah-
ogptkejvnkpkg":;15;31GYI"über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitneh-
mer bei der Arbeit für das deutsche Recht konkretisiert. 

Das Arbeitsschutzgesetz löste 1996 ein System ab, in dem Grenzwerte und 
Vorgaben, wie maximale Arbeitsplatzkonzentrationen eine große Rolle spiel-
ten. Das Arbeitsschutzgesetz führte ein betriebliches Prozessmodell der 
Prävention ein, das Sicherheit und Gesundheit umfasst. Es beschreibt die 
Verantwortung des Arbeitgebers beim Arbeits- und Gesundheitsschutz: näm-
lich eine wiederkehrende Beurteilung der Arbeitsbedingungen unter Gefähr-
dungsaspekten (§ 5) vorzunehmen und dies zu dokumentieren (§ 6). Diese 
Gefährdungsbeurteilung gibt die Richtung für Maßnahmen (§ 3) zur Verbes-
ugtwpi"fgt"Ctdgkvuukvwcvkqp"xqt"wpf"gu"yktf"gkpg"Yktmucomgkvu¯dgtrt¯hwpi" 
(§ 3) verlangt. Diese Prozessbeschreibung wird durch die folgende Abbil-
dung konkretisiert:

2 Die Politik, die gesetzliche Unfallversicherung und die Sozialpartner in Deutschland sind sich 
fct¯dgt"gkpki."fcuu"fkg"Pqtowpi"vgejpkuejg"Dgncpig"tgignp"uqnn."pkejv"cdgt"Fkgpuvngkuvwpiu/"
wpf"Ctdgkvuuejwv¦swcnkv“vgp."cdigugjgp"xqp"FgÞpkvkqpgp."fc"fkgu"¦w"cwuwhgtpfgt"¥gtvkÞ¦kg-
twpi"wpf"¦w"Fqrrgnctdgkv"wpf"Ykfgturt¯ejgp"okv"fgt"Tgignugv¦wpi"fgt"gkp¦gnpgp"Okvinkgfu-
staaten führen kann. Diese Haltung heißt Gemeinsamer Deutscher Standpunkt, https://www.
mcp0fg1Þngcfokp1Tgfcmvkqp1Fqmwogpvg1Dcukufqmwogpvg1fg1Fgw1IFUafg0RFH" und https://
yyy0mcp0fg1Þngcfokp1Tgfcmvkqp1Fqmwogpvg1MCP/Uvwfkg1fg13;;8aMCP/UvwfkgadgvtCU0rfh0
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Abb. 2: Handlungskreislauf der GBU

Exkurs: Psychische Belastungen als Sonderform der GBU 

Die meisten gesetzlichen Unfallversicherungen stellen gute Formblät-
ter oder online-Lösungen zur Unterstützung für die physikalisch-tech-
nische Gefährdungsbeurteilung zur Verfügung und hier liegt auch viel 
Kompetenz bei den Fachkräften für Arbeitssicherheit und Betriebs-
ärzten. 

Mehr Entwicklungs- und Klärungsbedarf gibt es bei dem Handlungs-
feld „psychische Belastungen bei der Arbeit“ (ArbSchG § 5 (3) 6). 

Für die Erhebung der psychischen Belastungen in der Gefährdungs-
beurteilung hat sich der deutsche Arbeitsschutz darauf verständigt, die 
FKP"GP" KUQ" 32297" äGtiqpqokuejg"Itwpfncigp" dg¦¯inkej" ru{ejk-
uejgt"CtdgkvudgncuvwpiÑ"¦witwpfg"¦w" ngigp0"Ukg"fgÞpkgtv"cnnigogkpg"
Aspekte, Konzepte und Begriffe3 wie das Belastungs- und Beanspru-
chungskonzept, schildert Beispiele der Arbeitsgestaltung und legt An-
forderungen an Verfahren zur Messung und Erfassung fest. 

3 Vgkn"3"fkgugt"Pqto"ywtfg"kp"423:"pgw"xgt…hhgpvnkejv0"Jkgt"ywtfgp"gkpkig"Dgitkhhg"igmn“tv"
und der Unterschied zwischen unmittelbaren und langfristigen Beanspruchungsfolgen  
dguugt"fgÞpkgtv0 
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Cdd0"5<"Dgncuvwpiu/Dgcpurtwejwpiuoqfgnn"pcej"FKP"GP"KUQ"32297/3<4239

Ko"Vgkn"3"fgt"Pqto"ygtfgp"Dgitkhhg"wpf"Mqp¦grvg"fgÞpkgtv0"Uq"yktf"
fkg"ru{ejkuejg"Dgncuvwpi"cnu"äIgucovjgkv"cnngt"gthcuudctgp"Gkpà¯uug."
die von außen auf einen Menschen zukommen und diesen psychisch 
dggkpàwuugpÑ"fgÞpkgtv0"Hcmvkuej"jgǩv"fcu."fcuu"fgt"Dgitkhh"Dgncuvwpi"
nicht, wie in der Umgangssprache, negativ belegt wird, sondern die 
Igucovjgkv"cnngt"gthcuudctgp"Gkpà¯uug."cwej"fkg"fgt"iwvgp"Gkpà¯uug."
sind relevant und werden als Belastung, im Sinn von zu tragender 
Last, bezeichnet.4 Die psychische Beanspruchung wird als „unmit-
telbare Auswirkung der psychischen Belastung im Individuum in 
Cdj“pikimgkv"xqp"ugkpgo"cmvwgnngp"¥wuvcpfÑ"gtmn“tv0"Fkg"Dgcpurtw-
chung beschreibt also, wie es den Beschäftigten mit den Belastungen 
igjv0"Fkgugt"cmvwgnng"¥wuvcpf"yktf"gkpgtugkvu"fwtej"fkg"Rgtu…pnkejmgkv"
der Menschen, andererseits aber vielfach auch durch betriebliche Ge-
igdgpjgkvgp"dggkpàwuuv0

4 Das entspricht dem Denken im Arbeitsschutzgesetz, wo es in der Überschrift des § 5 zu-
nächst neutral heißt, dass eine Beurteilung der Arbeitsbedingungen durchgeführt werden 
soll. Erst im nächsten Schritt der Bewertung wird festgestellt, welche Gefährdungen dabei 
welchen Handlungsbedarf anstoßen.
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Ko" fgwvuejgp"Ctdgkvuuejwv¦" jcv" fkg" Pcvkqpcng" Ctdgkvuuejwv¦mqp-
ferenz im Arbeitsprogramm Psyche als Belastungen die Themen 
Arbeitsaufgabe, Arbeitsorganisation, Arbeitsplatzbedingungen 
und soziale Bedingungen, sowie Neue Arbeitsformen festgelegt, 
um die sich die Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen 
kümmern soll.5"Pwt" kp"ygpkigp"H“nngp"ygtfgp"dgk"Dghtciwpi"fkg"
Beschäftigten nach ihren Beanspruchungsfolgen gefragt, weil bei 
einer so persönlichen Fragestellung nicht mit ehrlichen Antworten 
gerechnet wird.

So sind sich die Akteure einig: Die Belastungen werden nicht perso-
nenbezogen, sondern bedingungsbezogen, also arbeitsplatzbezogen 
erhoben. Dennoch muss durch Beteiligung sichergestellt werden, 
dass die Beschäftigten als ExpertInnen ihrer Arbeitsbedingungen 
„gehört“ werden.

Das bedeutet, kurz gesagt, dass die Erhebung psychischer Belas-
vwpigp"okvvgnu"Okvctdgkvgtdghtciwpi."kp"Yqtmujqru."fwtej"ctdgkvu-
wissenschaftliche Detailanalysen (z.B. Beobachtungsinterviews) 
oder in einer Mischung dieser drei Formate erhoben werden soll. 
So wird eine sinnvolle Beurteilung der Arbeitsbedingungen im 
Handlungskreislauf der Gefährdungsbeurteilung unter Beteiligung 
fgt"Dguej“hvkivgp"ukejgtiguvgnnv0"Pcv¯tnkej"kuv"pcej"gkpgt"Dghtciwpi"
fkg" Očpcjogpgpvykemnwpi" uqykg" cpuejnkǧgpf" gkpg" Yktmwpiu-
kontrolle nötig. Die Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastun-
gen unterscheidet sich von anderen Gefährdungsbeurteilungen vor 
allem dadurch, dass ein tiefer gehender Beteiligungsprozess statt-
Þpfgp"owuu."fc"fcu"Hcejykuugp"dgk"fgp"Dguej“hvkivgp"ugnduv"nkgiv0"
Man könnte sagen, die Beschäftigten werden zum „Messgerät“.

Bildlich dargestellt kann das so aussehen:

5 In den „Empfehlungen zur Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastun-
gen“ der Gemeinsamen deutschen Arbeitsschutzstrategie werden diese Begriffe als verbind-
nkej"fgÞpkgtv"wpf"xgtvkghv"gtmn“tv."jvvr<11yyy0ifc/rqtvcn0fg1fg1rfh1Ru{ejg/Wougv¦wpi/IhD0
rfhAaadnqd?rwdnkecvkqpHkng0
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Abb. 4: Erhebung psychischer Belastungen und Darstellung als Gefährdungsbeurtei-
lung 

Im Arbeitsschutzgesetz wird dann weiter festgeschrieben (§ 7), dass der  
Arbeitgeber bei der Vergabe von Aufgaben zu berücksichtigen hat, „ob die 
Beschäftigten befähigt sind, die für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Bestimmungen und Maßnahmen 
einzuhalten“.

Wpf"fcu"Ctdgkvuuejwv¦igugv¦"n“uuv"mgkpg"¥ygkhgn"fctcp."fcuu"dgk"fgt"¥wucm-
menarbeit mehrerer Arbeitgeber (§ 8) auch die Verantwortung für den Ar-
dgkvu/" wpf" Iguwpfjgkvuuejwv¦" kp" ¥wucoogpctdgkv" ycjtigpqoogp" ygtfgp"
muss. Auch für besondere Gefahren (§ 9) ist bestimmt, dass der Arbeitgeber 
fkg"Dguej“hvkivgp" uq"wpvgtygkugp"wpf"gkpugv¦gp"owuu."fcuu" ukg" ko"¥ygkhgn"
selbstständig und sicher reagieren können.

Ebenso hat der Arbeitgeber für Erste Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuie-
rung zu sorgen (§ 10). 

Der Bereich der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist im Arbeitsschutzge-
setz knapp angesprochen: der Arbeitgeber hat den Beschäftigten auf ihren 
Ywpuej"ctdgkvuogfk¦kpkuejg"Xqtuqtigp"*gu"jgǩv"fqtv"pqej"Wpvgtuwejwpigp+"
zu ermöglichen, „es sei denn, auf Grund der Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen und der getroffenen Schutzmaßnahmen ist nicht mit einem Gesund-
heitsschaden zu rechnen.“ Hier zeigt sich deutlich, welche zentrale Rolle der 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen zukommt. 

Ycu"ko"Dgtgkej"fgt"dguqpfgtgp"Ighcjtgp"uejqp"xgtncpiv"yktf."yktf"pwp"h¯r 
alle Tätigkeitsbereiche festgelegt: „Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten 
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer Arbeits-
zeit ausreichend und angemessen zu unterweisen.“ (§12). Die Unterweisung 
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muss zur Arbeitssituation passend sein und bei der Einstellung und bei Ver-
änderungen der Beschäftigten oder der Situation vor Aufnahme der Tätig-
keit erfolgen. Besonders ist hier noch geregelt, dass bei einer Arbeitnehmer-
überlassung der Entleiher die Unterweisung vorzunehmen hat. 

Dieser zweite Block des Arbeitsschutzgesetzes regelt zusammengefasst die 
Xgtcpvyqtvwpi"fgu"Ctdgkvigdgtu"okv"fgwvnkejgp"Yqtvgp0"Ukejgtjgkv"wpf"Ig-
sundheit der Beschäftigten ist allzeit zu beachten, es sind Maßnahmen als 
mqpvkpwkgtnkejgt"Xgtdguugtwpiurtq¦guu"okv"Yktmucomgkvurt¯hwpi"xqt¦wpgj-
ogp0"Ygnejg"Očpcjogp"fcu"ukpf."yktf"okv"Dgwtvgknwpigp"fgt"Ctdgkvudg-
dingungen erkannt und alles zusammen muss dokumentiert werden. Die 
Beschäftigten müssen gemäß ihrer Eignung eingesetzt und wiederkehrend 
unterwiesen werden. Besondere Gefahren und Gefährdungen brauchen be-
sondere Maßnahmen und Unterweisungen. Der Arbeitgeber muss mit einer 
geeigneten Organisation dafür sorgen, dass er und seine Führungskräfte in 
der Lage sind, den Arbeitsschutz durchzuführen. Dabei gibt es ein wichtiges 
Prinzip, nämlich, dass Veränderungen der Organisation und der (Arbeits-) 
Verhältnisse Vorrang haben vor Eingriffen in die Persönlichkeit und das Ver-
halten. 

Sollte ein Unfall oder ein Unglück passieren, so muss für erste Hilfe wirksam 
gesorgt sein.

Cwej"fkg"Dguej“hvkivgp"jcdgp"Tgejvg"wpf"Ràkejvgp"ko"Ctdgkvuuejwv¦igugv¦0"
Diese werden im dritten Block des Arbeitsschutzgesetzes geregelt: Beschäf-
tigte haben für die Einhaltung von Schutzmaßnahmen zu sorgen (§ 15) und 
auch Gefährdungen für Dritte (z.B. KundInnen) zu beachten. Ist das nicht 
möglich, müssen sie dies dem Arbeitgeber melden (§ 16). Sie müssen mit der 
Fachkraft für Arbeitssicherheit und dem oder der Betriebsärztin sowie den 
Sicherheitsbeauftragten zusammenarbeiten.

Und die Rechte der Beschäftigten: Sie dürfen dem Arbeitgeber Vorschläge 
zur Verbesserung der Arbeitssituation (§ 17) machen. Geht der Arbeitgeber 
nicht darauf ein und denken die Beschäftigten, dass sie gefährdet sind, kön-
pgp"ukg"ukej"cp"fkg"Dgj…tfgp"ygpfgp."qjpg"Pcejvgkng"dgh¯tejvgp"¦w"o¯uugp0
Yq"gu"gkpg"dgvtkgdnkejg"Kpvgtguugpxgtvtgvwpi"ikdv."yktf"fkgug"xkgng"Htcigp"ko"
Rahmen der Mitbestimmung kollektiv regeln, dennoch ist die Beteiligung 
aller ein wichtiges Prinzip im Arbeitsschutz.

Im vierten Teil des Arbeitsschutzgesetzes wird die Bundesregierung ermäch-
tigt (§ 18), zur weiteren Konkretisierung Verordnungen zu erlassen und Aus-
schüsse zu bilden. 

In Teil fünf wird die Gemeinsame deutsche Arbeitsschutzstrategie eingeführt 
und beschrieben. Der Auftrag ist (ArbschG § 20a), dass „Bund, Länder und 
Unfallversicherungsträger im Interesse eines wirksamen Arbeitsschutzes 
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eine gemeinsame deutsche Arbeitsschutzstrategie“ entwickeln und ihre Um-
ugv¦wpi"wpf"Hqtvuejtgkdwpi"igy“jtngkuvgp0"Gu"ywtfg"gkpg"Pcvkqpcng"Ctdgkvu-
schutzkonferenz (ArbSchG § 20b) gegründet, die die Arbeit steuert. Dazu 
genaueres im Abschnitt 3.

Im sechsten Teil, den Schlussvorschriften, werden die Befugnisse und die 
Arbeitsteilung der Behörden und der gesetzlichen Unfallversicherung fest-
geschrieben.

Das Arbeitsschutzgesetz wird konkretisiert durch die Verordnungen, die in 
Ausschüssen der Bundesregierung erarbeitet werden. 

Abb. 5: Arbeitsschutzgesetz und Verordnungen

Auch hier hat sich viel verändert. Hier einige Beispiele: Da ist die Betriebs -
sicherheitsverordnung, die seit 2015 in der Gefährdungsbeurteilung (§ 3) 
auch Betrachtungen z.B. zu altersgerechter Arbeit fordert. Aufzüge müssen 
ukejvdct"gkpgp"Pcejygku"vtcigp."fcuu"ukg"ukejgtjgkvuvgejpkuej"wpvgtuwejv"ywt-
den und der Explosionsschutz ist in die Gefahrstoffverordnung abgewandert. 
Das sind nur ausgesuchte Themen.

Ende 2016 kam die Arbeitsstättenverordnung nach langem Vorlauf durch den 
Bundestag, diese schließt nun die Bildschirmarbeitsverordnung ein. Hier gibt 
es eine Begriffsänderung zu „Arbeitsplatz“: Beschäftigte müssen nicht mehr 
ykg"dkujgt"ä000"tgigno“̌ki"¯dgt"gkpgp"n“pigtgp"¥gkvtcwo"qfgt"ko"Xgtncwh"fgt"
täglichen Arbeitszeit nicht nur kurzfristig ...“ dort arbeiten. Konkretisiert 
wurden diese unbestimmten Rechtsbegriffe früher durch mehr als 30 Tage 
im Jahr oder zwei Std. am Tag. Jetzt umfasst der Arbeitsplatz „Bereiche in 
denen Beschäftigte tätig werden“ also auch Lager etc. Es gehörten dazu auch 
Orte im Freien, Kantinen, Pausen-, Bereitschaftsräume etc., wenn dort gear-
beitet wird. Die Thematik Telearbeit und mobile Arbeit wird nun unterschie-
den, indem Telearbeitsplätze (§ 2(7)) solche sind, die der Arbeitgeber in den 
Privaträumen bereitstellt, installiert und eine schriftliche Abmachung dazu 
dguvgjv0"Cwej"fkgu"ukpf"pwt"gkpkig"Dgkurkgng"h¯t"Pgwgtwpigp0
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Die arbeitsmedizinische Vorsorgeverordnung hat in den letzten Änderungen 
viele Diskussionen ausgelöst: Jetzt werden Eignungsuntersuchungen und ar-
beitsmedizinische Vorsorgen streng getrennt, da die ersteren der Sicherheit 
des Arbeitgebers dienen, während die Vorsorgen ein Beratungsinstrument im 
Dienst der Beschäftigten sind. Der Schutz der Persönlichkeit wird dadurch 
gesichert, dass die Rückmeldung aus den Vorsorgen nur noch an die Beschäf-
tigten erfolgt. Diese geben sie, wenn sie wollen, an den Arbeitgeber. Die Be-
vtkgdu“t¦vg"ràgigp"fkg"Gtmgppvpkuug"cwu"fgp"Xqtuqtigp"kp"fkg"Igh“jtfwpiu-
dgwtvgknwpigp"okv" gkp0"Pgw" kuv" cwej." fcuu"Xqtuqtigp" xqt" cnngo"Igurt“ejg"
ukpf"wpf"Wpvgtuwejwpigp"pwt"dgk"Dgfcth"wpf"okv"¥wuvkoowpi"fwtejigh¯jtv"
ygtfgp"f¯thgp0"Gu"ikdv"pwt"pqej"ygpkig"Ràkejvxqtuqtigp."fkg"fer Arbeitgeber 
veranlassen muss und die Teilnahme des Beschäftigten ist Tätigkeitsvoraus-
setzung. Das ist bei bestimmten Gefahrstoffen oder Biostoffen der Fall, bei 
Feuchtarbeit mit mehr als vier Stunden, bei extremer Hitze, Kälte und Lärm, 
Tragen von Atemschutzgeräten, usw.

Die Angebotsvorsorge muss angeboten werden, die Beschäftigten müssen 
aber nicht annehmen. Das ist z.B. bei der Bildschirmarbeit der Fall. Und 
gkpg"Ywpuejxqtuqtig"owuu"cwh"Ywpuej"fgt"Beschäftigten vom Arbeitgeber 
ermöglicht werden.

Am Arbeitssicherheitsgesetz" *okv"icp¦go"Pcogp"Gesetz über Betriebs-
ärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit) hat sich seit 1973 nichts grundsätzliches geändert, an der Ausfüllung 
des Gesetzes allerdings mit der DGUV Vorschrift 2 (s.u.) schon. 

Es wird davon ausgegangen, dass das komplexe Feld des Arbeits- und Ge-
uwpfjgkvuuejwv¦gu." h¯t"fcu"fgt"Ctdgkvigdgt" ko"Tcjogp"fgt"H¯tuqtigràkejv"
verantwortlich ist, von ausgebildeten ExpertInnen begleitet werden muss. 
Fcu"Ctdgkvuukejgtjgkvuigugv¦" xgtràkejvgv" fgp"Ctdgkvigdgt" *¸" 3+."Wpvgtuv¯v-
zung zu organisieren, mittels betriebsärztlichem und sicherheitstechnischem 
Sachverstand. Damit soll erreicht werden, dass Vorschriften zum Betrieb pas-
send angewandt werden, gesicherte arbeitsmedizinische und sicherheitstech-
nische Erkenntnisse verwirklicht werden können und die dem Arbeitsschutz 
wpf"fgt"Wphcnnxgtj¯vwpi"fkgpgpfgp"Očpcjogp"gkpgp"o…inkejuv"jqjgp"Ykt-
kungsgrad erreichen.

So muss jeder Arbeitgeber einen Betriebsarzt oder eine Betriebsärztin be-
stellen (§ 2) und eine sicherheitstechnische Betreuung (§ 5) sicherstellen. 
Cwej"owuu"h¯t"fkg"SwcnkÞ¦kgtwpi"fkgugt"Dgtcvgt"*¸"405"uqykg"¸"705+"iguqtiv"
werden.

Die Aufgaben der Betriebsärzte (§ 3) sind, „den Arbeitgeber beim Arbeits-
schutz und bei der Unfallverhütung in allen Fragen des Gesundheitsschutzes 
zu unterstützen.“ Sie haben insbesondere den Unternehmer, die Führungs-
kräfte, die Beschäftigten und die Betriebsräte in Fragen des Arbeitsschutzes 
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zu beraten. Sie müssen den Betrieb kennen (also begehen) und den Arbeitge-
ber mit arbeitsmedizinischen Gesichtspunkten dabei unterstützen, seine Auf-
gaben zu erfüllen, insbesondere bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen. 
¥wu“v¦nkej"pgjogp"ukg"fkg"ctdgkvuogfk¦kpkuejgp"Xqtuqtigp"xqt0
Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Sifa) haben die Aufgabe (§ 6), „den 
Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der Unfallverhütung in allen Fragen 
der Arbeitssicherheit einschließlich der menschengerechten Gestaltung der 
Arbeit zu unterstützen.“ Pcv¯tnkej"jcdgp"ukg"gdgpuq"fgp"Cwhvtci."fgp"Ctdgkv-
geber und die sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verant-
wortlichen Personen, besonders bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 
sicherheitstechnisch zu beraten. 

Dieses Team soll gemeinsam für das Fachwissen rund um Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit sorgen.

Ebenso wie für gutes Beratungspersonal muss der Arbeitgeber für eine 
passende Beratungsstruktur sorgen. So ist bei mehr als 20 Beschäftigten 
ein Arbeitsschutzausschuss einzurichten, der sich viermal im Jahr in festge-
legter Mindestbesetzung, natürlich unter Beteiligung der betrieblichen Inter-
essenvertretungen6 zur Beratung des Arbeitgebers in den Fragen des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes trifft (§ 11).

Derzeit wird in der Politik überlegt, ob das Arbeitssicherheitsgesetz 
geändert werden soll, um noch andere Berufsgruppen7 als die genannten 
betrieblichen Arbeitsschutzberater zuzulassen oder ob auch eine Korrektur in 
der Vorschrift 2 ausreicht. Die Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung psy-
ejkuejg"Dgncuvwpigp"dgÞpfgv"ukej"o…inkejgtygkug"fgujcnd"cwh"fgt"äncpigp"
Bank“, weil manche der jetzt aktiven Betriebsärzte und Sifas sich auf dieses 
Thema nicht ausreichend verstehen. 

Das Arbeitssicherheitsgesetz wird durch die DGUV Vorschrift 2 Betriebs-
ärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit konkretisiert. Diese wurde zum 
1.1.2011 beschlossen und wird derzeit in einem aufwändigen Evaluations- 
und Änderungsverfahren angepasst. In der neuen Version wird die Vorschrift 
2 dann von einer DGUV Regel konkretisiert werden.

Die Vorschrift 2 hilft bei der Bestellung der Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit (Sifa) mit ganz konkreten Aufgabenfeldern, mit denen 
die Betriebsärzte und Sifas beauftragt werden. Sie ist unter Mitbestimmung 
der betrieblichen Interessenvertretung für den konkreten betrieblichen Bedarf 
und an die Kompetenzen der handelnden Personen anzupassen. 

6 Die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretungen ergibt sich aus dem SGB IX § 95, neu  
§ 178 (4).

7 Die Überlegungen gehen zu Ergonomen, Arbeitspsychologen, Hygienikern oder Gesund-
heitswissenschaftlern. Dabei muss die Qualität der Ausbildung nachprüfbar sein.
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Gu"yktf"gkp"Rcmgv"Itwpfdgvtgwwpi"iguejp¯tv0"Jkgth¯t"ikdv"gu"¥gkvxqticdgp 
kp"ftgk"Igh“jtfwpiumncuugp."lg"pcej"Ctv"fgu"Dgvtkgdgu0"Ykg"fkgug"¥gkvxqt-
gaben ausgefüllt werden, ist abhängig von den Vorarbeiten im Betrieb: So 
ist von den neun Aufgabenfeldern (Anhang 3) das erste die Unterstützung 
bei der Gefährdungsbeurteilung, die Felder 2 und 3 sind Unterstützung 
bei Maßnahmen der Arbeitsgestaltung. Hier wird schon deutlich: Muss 
ein System der Gefährdungsbeurteilungen erst noch erstellt werden, so geht 
der Beratungsaufwand in diese Richtung und in die Beratung der zustän-
digen Führungskräfte (Aufgabenfeld 4). Sind hier schon viele Vorarbeiten 
geleistet, so wird der Arbeitsschwerpunkt mehr in Richtung Arbeitsgestal-
tung gehen. 

Fcu"¦ygkvg"qdnkicvqtkuejg"Rcmgv"fgt"Dgvtgwwpi"kuv"fkg"dgvtkgduurg¦kÞuejg"
Dgvtgwwpi0"Jkgt" ikdv" gu" mgkpg"¥gkvxqticdgp." uqpfgtp" kp" fgt"Xgtjcpfnwpi"
ygtfgp" Gthcjtwpiuygtvg" qfgt" igrncpvg" ¥gkvgp" gkpigugv¦v0" Gu" ikdv" gkpgp"
Leistungskatalog (Anhang 4), der herangezogen wird. Inhaltlich sind hier 
gkpgtugkvu"Ràkejvcwhicdgp"cpigukgfgnv."fgtgp"Wohcpi"uejngejv"cduej“v¦dct"
ist, wie die Begleitung des Betrieblichen Eingliederungsmanagements oder 
arbeitsmedizinische Vorsorgen. Andererseits wird hier noch die Begleitung 
betrieblicher Sonderaufgaben mit gefährdenderen Arbeitsplätzen, die mit 
fgt"Itwpfdgvtgwwpi" pkejv" cdigfgemv"ywtfgp." gkpigràgiv0"Wpf" cnng"Cwh-
icdgp" ¦“jngp" ¦wt" dgvtkgduurg¦kÞuejgp"Dgvtgwwpi." fkg" ¯dgt" fkg"Itwpfdg-
treuung hinausgehen, wie bspw. die Durchführung von Gesundheitstagen 
im Betrieb oder die Begleitung von Änderungen der Rechtsgrundlagen, 
also von außen induzierte Aufgaben. Alle diese Tätigkeiten werden mit ge-
schätztem Aufwand hinterlegt, der auf die Grundbetreuung aufaddiert wird. 
¥wt"Gxcnwcvkqp"uqnngp"Dgvtkgduct¦v"wpf"Ukhc"gkpgp"Tätigkeitsbericht erstel-
len, der eine Evaluation der betrieblichen Arbeitsschutzstrategie und bald 
eine realistische Einschätzung der Einsatzzeiten ermöglicht. Das System 
ist dynamisch und soll darum auch im Rahmen der Mitbestimmung regel-
mäßig neu verhandelt werden. Der Effekt der DGUV Vorschrift 2 geht also 
in drei Richtungen: Durch die Festlegung und Planung von Tätigkeiten im 
Arbeitsschutz entsteht eine betriebliche Arbeitsschutzstrategie. Jeder der 
Akteure weiß, was von ihm oder ihr erwartet wird und Einsatzzeiten erge-
ben sich aus den Tätigkeiten.

In der zweiten zentralen Unfallverhütungsvorschrift, der DGUV Vor schrift 1 
(aus dem Jahr 2014) werden Grundsätze der Prävention festgeschrieben. 
Sie wird mit einer DGUV Regel 100-001 untersetzt, in der viele knapp 
dargestellte Sachverhalte konkretisiert werden. In der Verordnung werden 
kp"Mcrkvgn"4"fkg"Ràkejvgp"fgu"Wpvgtpgjogtu"cwu"fgo"Ctdgkvuuejwv¦igugv¦"
genauer konkretisiert. Das geht von der Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen (§ 3) über die Unterweisung (§ 4) und Klärung der Befähigung (§ 7) 
von Beschäftigten (die in der Sprache der gesetzlichen Unfallversicherung 
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Xgtukejgtvg"jgǩgp+"dku"¦wt"¥wucoogpctdgkv"ogjtgtgt"Wpvgtpgjogp"*¸"8+0"
Cwej"fkg"Ràkejvgp"fgt"Xgtukejgtvgp"ygtfgp"kp"Mcrkvgn"5"mqpmtgvkukgtv."uq"
z.B. das Unterstützen von Arbeitsschutzregeln oder – die Basis der betrieb-
nkejgp"Uwejvctdgkv"Ï"fkg"Ràkejv."ukej"pkejv"fwtej"Tcwuejokvvgn"qfgt"Ogfk-
mcogpvg" kp" gkpgp" igh“jtfgpfgp"¥wuvcpf" ¦w" xgtugv¦gp" *¸" 37+0"Fcu"T¯em-
ognfgp"qfgt"Cdjgnhgp"xqp"O“pignp"*¸"38+"wpf"fkg"ucejigtgejvg"Pwv¦wpi"
xqp"Ctdgkvuokvvgnp"*¸"39+"uqykg"¥wvtkvvu/"qfgt"Cwhgpvjcnvuxgtdqvg"¦w"cejvgp" 
*¸"3:+"ukpf"ygkvgtg"Ràkejvgp"fgt"Xgtukejgtvgp0
In Kapitel 4 geht es um die Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes. 
Fkg"Dguvgnnwpi"*¸"3;+"fgt"Dgvtkgdu“t¦vg"wpf"Ukhcu"wpf"fgtgp"¥wucoogpct-
beit zu fördern ist hier zuvörderst genannt. In der DGUV Regel 100-001 
wird bspw. eine Bestellungsurkunde vorgelegt. 

¥wt"Qticpkucvkqp"igj…tv"fkg"Dguvgnnwpi"xqp"Ukejgtjgkvudgcwhvtcivgp"*¸"42+, 
fkg" fkg" t“wonkejg." ¦gkvnkejg" wpf" hcejnkejg"P“jg" ¦w" fgp"Dguej“hvkivgp" kp"
kjtgo"¥wuv“pfkimgkvudgtgkej"jcdgp"o¯uugp0"
Auch wird hier der Umgang mit Gefahren (§§ 21–23) geregelt und die erste  
Hilfe (§§ 25–28) und die Themen um die persönliche Schutzausrüstung  
(§§ 29–31). In Kapitel 5 der Vorschrift 1 wird geklärt, was bei Verstoß als 
Ordnungswidrigkeit zählt.

Ygkvgtg"ykejvkig"Hcejigugv¦g"ukpf"fkg"Sozialgesetzbücher. Am meisten 
Berührungspunkte zum betrieblichen Arbeitsschutzgeschehen hat das 
SGB IX, das im Grundsatz die Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen regelt. Besonders relevant ist hier die Teilhabe am Arbeitsleben 
(Teil 1 Kapitel 5 und große Teile von Teil 2). Das SGB IX wurde durch 
fcu"Dwpfguvgknjcdgigugv¦"ig“pfgtv"wpf"cd"3030423:"“pfgtp"ukej"fkg"Pwo-
merierungen und einige Eckpunkte der Arbeit der Schwerbehindertenver-
tretungen.8

8 „Ein weiterer wichtiger Bestandteil des BTHG sind die Änderungen bei der Regelung zur 
Inklusionsvereinbarung aus § 83 SGB IX. Bei Differenzen zwischen den Betriebsparteien 
hinsichtlich bestimmter Inklusionsziele erhält das Integrationsamt – und damit eine exter-
ne Instanz – die Aufgabe, als Moderator vermittelnd tätig zu werden und auf eine Eini-
gung hinzuwirken. Es gibt also zwischen Interessenvertretungen und Arbeitgeber nach wie 
vor keinen Einigungszwang wie er in der Mitbestimmung des Betriebsrats vorgesehen ist, 
fgppqej"dngkdv"fkg"Fkhhgtgp¦"pkejv"ogjt"ykg"dkujgt"qjpg"lgfg"Mqpugswgp¦0"¥wfgo"äkuv"fkg"
gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bei der Gestaltung 
von Arbeitsprozessen und Rahmenbedingungen von Anfang an zu berücksichtigen.“ In einer 
ergänzenden Regelung wurde klargestellt, dass zukünftig Kündigungen von Schwerbehin-
derten und Gleichgestellten ohne Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung unwirksam 
sind. Die Verletzung des bestehenden Unterrichtungs- und Anhörungsrechts der Schwerbe-
jkpfgtvgpxgtvtgvwpi"kuv" h¯t"fgp"Ctdgkvigdgt"pwp"pkejv"ogjt"qjpg"tgejvnkejg"Hqnigp0"Pkejv"
zuletzt verbessert das BTHG auch die Arbeitsfähigkeit der Schwerbehindertenvertretun-
gen durch günstigere Vertretungs-, Freistellungs- und Schulungsregelungen.“, http://www. 
tg/dgo0fg1yr/eqpvgpv1wrnqcfu142391241FqmwogpvcvkqpaUvwfkgaTG/DGO0rfh, S. 11.
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Besonders der § 84 Abs. 2 (neu § 167 Abs. 2) gilt zur Prävention für alle 
Dguej“hvkivgp."fkg"kp"fgp"ngv¦vgp"34"Oqpcvgp"n“pigt"cnu"ugeju"Yqejgp"wp-
unterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig waren. Der Arbeitgeber ist 
xgtràkejvgv."fkgugp"Dguej“hvkivgp"gkp"Dgvtkgdnkejgu"Gkpinkgfgtwpiuocpcig-
ogpv"cp¦wdkgvgp0"¥kgn"fcdgk"kuv."igogkpuco"okv"fgp"DGO/Dgtgejvkivgp"wpf"
den betrieblichen Interessenvertretungen zu klären, wie Arbeitsunfähigkeit 
überwunden, erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und wie der Arbeits-
platz erhalten bleiben kann. Für die BEM-Berechtigten ist das freiwillig.

Auch die übrigen Sozialgesetzbücher mit Bezug auf Beschäftigte9 kom-
ogp"ko"Dgvtkgdnkejgp"Gkpinkgfgtwpiuocpcigogpv"¦wt"Yktmwpi."¦0D0"ygpp"
Leistungen zur Teilhabe bei Menschen ohne festgestellte Behinderung in 
Anspruch genommen werden sollen.

Das vieldiskutierte Präventionsgesetz." okv" icp¦go" Pcogp" Igugv¦" ¦wt"
Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention aus dem Jahr 2015, 
soll hier auch nicht unerwähnt bleiben. Es hat erhebliche Änderungen in 
das SGB V der Krankenkassen gebracht. Seine Auswirkungen auf den Ar-
beits- und Gesundheitsschutz im Betrieb sind noch nicht vollends über-
schaubar, weil die Aktivitäten langsam anlaufen. Das Präventionsgesetz 
versteht sich für alle Lebenswelten, das sind „für die Gesundheit bedeutsa-
me, abgrenzbare soziale Systeme insbesondere des Wohnens, des Lernens, 
fgu"Uvwfkgtgpu."fgt"ogfk¦kpkuejgp"wpf"ràgigtkuejgp"Xgtuqtiwpi"uqykg"fgt"
Freizeitgestaltung einschließlich des Sports“ (SGB V § 20a). Krankenkas-
ugp"ygtfgp"xgtràkejvgv."Teile ihrer Beiträge (pro Versichertem 7 EUR) für 
Präventionsmaßnahmen (auch im Betrieb) aufzuwenden.

Fgt"Dgvtkgd" pkoov" cnu" Ngdgpuygnv" fgÞpkvkx" gkpg"ykejvkig"Tqnng" gkp" wpf"
wird im dritten Abschnitt in §§ 20a–c genauer beschrieben. Betriebsärzte 
(von denen es ohnehin zu wenige gibt) sollen von den Krankenkassen für 
Impfungen und andere Aktivitäten stärker aktiviert werden. Die Kranken-
kassen sollen auch noch andere Präventionsangebote im Betrieb machen, 
allerdings nach einer Analyse und in Abstimmung mit den anderen Ak-
teuren. Für diese Aktivitäten ist die betriebliche Mitbestimmung bislang 
ungeklärt. Es wurde auf der politischen Ebene eine nationale Präventions-
mqphgtgp¦"igit¯pfgv"*UID"X"¸¸"42fÏh+."fkg"cpcnqi"fgt"Pcvkqpcngp"Ctdgkvu-
uejwv¦mqphgtgp¦"ctdgkvgv"*u0w0"Tp0"::+"wpf"gkpg"Pcvkqpcng"Rt“xgpvkqpuuvtc-
tegie erarbeiten wird.

9 SGB III Arbeitsförderung, SGB V Krankenversicherung, SGB VI Gesetzliche Rentenversi-
cherung, SGB VII Gesetzliche Unfallversicherung, und die gemeinsamen Vorschriften SGB 
IV und SGB X.
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